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Teil 1

Grundlagen der Entscheidungsfi ndung 
im Verwaltungsverbund

In der öffentlichen Verwaltung wird täglich eine Vielzahl von Entscheidungen 
produziert. Unabhängig von den Schwierigkeiten, eine trennscharfe Defi nition 
für den Begriff der öffentlichen Verwaltung zu fi nden1, wird deshalb die Ent-
scheidungsorientierung als eines der zentralen Merkmale öffentlicher Verwal-
tung anerkannt. So erblickt etwa Niklas Luhmann das besondere Kriterium der 
Verwaltungssysteme „in der Ausrichtung ihres Handelns auf eine spezifi sche 
Funktion, nämlich in der Spezialisierung auf die Herstellung bindender Ent-
scheidungen.“2 In ähnlicher Weise umschreibt Gunnar Folke Schuppert Verwal-
tung als ein „Entscheidungssystem“ und damit als „ein System, das Informati-
onen und eingebrachte Interessen in einem rechtlich geordneten Verfahren ver-
arbeitet und in Verwaltungshandeln umsetzt, das sich wiederum in bestimmten 
Handlungsformen äußert.“3 Die öffentliche Verwaltung zeichnet sich zudem 
durch ihren Organisationsbezug aus, da ihre Entscheidungen nur in den sel-
tensten Fällen von einer einzelnen Person, sondern regelmäßig von miteinander 
in unterschiedlicher Intensität koalierten verschiedenen Personen oder Stellen 
getroffen werden.4 Deshalb sind Verwaltungsentscheidungen auch Entschei-

1 In der Vergangenheit wurde der Begriff der öffentlichen Verwaltung in Anlehnung an 
Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Band  1, Leipzig 1895, S.  9 und S.  13, oftmals nega-
tiv defi niert als Tätigkeit des Staates zur Verwirklichung seiner Zwecke unter seiner Rechts-
ordnung, die weder der Gesetzgebung noch der Rechtsprechung zuzuordnen ist. Hierzu so-
wie zu den unterschiedlichen Versuchen einer positiven Begriffbestimmung Dirk Ehlers, 
Staatliche Verwaltung, in: Erichsen/Ehlers (Hrsg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 13.  Aufl . 
2006, §  1 Rdnr.  7 f.; Gerd Roellecke, Verwaltung und Verwaltungsrecht, Die Verwaltung 29 
(1996), S.  1 ff.; Rolf Stober/Winfried Kluth, in: Wolff/Bachof/Stober/Kluth, Verwaltungs-
recht, Band  1, 12.  Aufl . 2007, §  3 Rdnr.  5.

2 Niklas Luhmann, Theorie der Verwaltungsrechtswissenschaft – Bestandsaufnahme und 
Entwurf, 1966, S.  67. Zur einer solchen Entscheidung vorgelagerten exekutivischen Normset-
zung im Sinne einer „Entscheidung über Entscheidungen“ eingehend Hermann Hill, Norm-
setzung und andere Formen exekutivischer Selbstprogrammierung, in: Hoffmann-Riem/
Schmidt-Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Band  II: Informa-
tionsordnung, Verwaltungsverfahren, Handlungsformen, 2008, §  34.

3 Gunnar Folke Schuppert, Verwaltungswissenschaft als Steuerungswissenschaft. Zur 
Steuerung des Verwaltungshandelns durch Verwaltungsrecht, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-
Aßmann/Schuppert (Hrsg.), Reform des Allgemeinen Verwaltungsrechts – Grundfragen, 
1993, S.  65 (98).

4 Zur öffentlichen Verwaltung als soziales Gefüge Eberhard Schmidt-Aßmann, Das allge-
meine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 2.  Aufl . 2004, Kap.  5 Tz.  12 f.


